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Rechtliche Vorsorge, insbesondere Patienten-
verfügungen
Ulrich Wunderlich, Betreuungsbehörde Stadt Wiesbaden

Die	 Anzahl	 der	 über	 das	 Betreuungsgericht	
beschlossenen	 gesetzlichen	 Betreuungen	 ist	
in	 den	 letzten	 Jahren	 deutschlandweit	 konti-
nuierlich	angestiegen.	
Die	 Notwendigkeit	 einer	 außergerichtlichen	
Vertretungsregelung	für	den	Fall,	dass	jemand	
nicht	 mehr	 entscheidungs-	 und/oder	 hand-
lungsfähig	 ist,	wird	damit	deutlich	zum	Aus-
druck	gebracht.	Die	Gründe	für	eine	derartige	
Entscheidungsunfähigkeit	 können	 vielfältig	
sein.	 Sie	 reichen	 von	 traumatischen	 oder	
krankheitsbedingten	komatösen	Zuständen	bis	
hin	zu	Menschen	mit	Erkrankungen	aus	dem	
dementiellen	Formenkreis.
Wenngleich	man	diese	Situationen	im	Leben	
nicht	ausschließen	kann,	so	kann	man	mit	der	
Erstellung	 einer	 rechtlichen	 Vorsorge	 Vor-
kehrung	treffen.	Mit	ihr	kann	man	festlegen,	
wer	im	Falle	einer	Entscheidungs-	und	Hand-

lungsunfähigkeit	 die	 rechtliche	 Vertretung	
übernehmen	soll.	
Rechtliche Vorsorge ist somit Selbstbestim-
mung	 und	 kann	 in	 drei	 Rechtsinstitute	 diffe-
renziert	werden.	
n	 Die	 Vollmacht	 ist	 eine	 Willenserklärung,	

die	einem	anderen	Menschen	die	rechtsge-
schäftliche	 Vertretung	 erlaubt.	 Eine	 Voll-
macht	 kann	 eine	 Betreuungsvermeidung	
bedeuten!

n	 Die	 Betreuungsverfügung	 trägt	 dazu	 bei,	
eine	Betreuung	zu	beeinflussen,	 insbeson-
dere	 was	 die	 Betreuerauswahl	 betrifft	 und	
was	 dessen	 Aufgaben	 und	 Pflichten	 sein	
können.

n	 Mit	 einer	 Patientenverfügung	 weist	 eine	
Person	im	Falle	seiner/ihrer	Einwilligungs-
unfähigkeit	 den	 behandelnden	 Arzt	 an,	
bestimmte	 medizinische	 Behandlungen	
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nach	seinen/ihren	persönlichen	Vorstellun-
gen	vorzunehmen	oder	zu	unterlassen.	

Seit	 dem	 01.09.2009	 ist	 die	 Verbindlichkeit	
von	Patientenverfügungen	gesetzlich	innerhalb	
des	Bürgerlichen	Gesetzbuches	(BGB)	veran-
kert.	In	dem	sogenannten	3.	Betreuungsrechts-
änderungsgesetz,	welches	umgangssprachlich	
oftmals	»Patientenverfügungsgesetz«	genannt	
wird,	 sind	 u.	a.	 folgende	 gesetzlich	 verbind-
liche	Regelungen	getroffen	worden:	
n	 Ein	Zwang	zum	Erstellen	einer	Patienten-

verfügung	 existiert	 nicht!	 Jedem	 Bürger	
steht	es	 frei,	 seine	Wünsche	und	Wertvor-
stellungen	 am	 Lebensende	 schriftlich	 zu	
fixieren	oder	nicht.

n	 Eine	Reichweitenbegrenzung	gibt	es	nicht!	
Damit	 ist	 maximale	 Patientenautonomie	
gewahrt	 und	 die	 Patientenverfügung	 nicht	
nur	 auf	 tödlich	 verlaufende	 Erkrankungen	
beschränkt.	 Patientenverfügungen,	 die	 vor	
dem	 1.	 September	 2009	 erstellt	 worden	
sind,	 behalten	 mit	 dieser	 Regelung	 weiter	
ihre	Gültigkeit.	

n	 Betreuer	 und	 Bevollmächtigter	 sind	 im	
Fall	 der	 Entscheidungsunfähigkeit	 des	
Betroffenen	an	die	Patientenverfügung	des	
Betroffenen	gebunden.

n	 Besteht	zwischen	Arzt	und	Betreuer/Bevoll-
mächtigtem	Konsens	bezüglich	des	Patien-

tenwillens	und	der	eingetretenen	Situation,	
bedarf	 es	keiner	Einschaltung	des	Betreu-
ungsgerichtes!

Deutlich	 wird	 bei	 dieser	 gesetzlichen	 Rege-
lung	die	zentrale	Rolle	des	Bevollmächtigten,	
respektive	Betreuers.	Dieser	ist	derjenige,	der	
dem	 Patientenwillen	 Ausdruck	 und	 Geltung	
zu	verschaffen	hat.	
Entscheidet	 man	 sich,	 keine	 Patientenver-
fügung	 zu	 verfassen	 und	 gerät	 dennoch	 in	
einen	Zustand	der	Entscheidungsunfähigkeit,	
so	 ist	 es	 nach	 dem	 neuen	 Gesetz	 die	 Auf-
gabe	 des	 Bevollmächtigten	 oder	 Betreuers,	
den	 mutmaßlichen	 Willen	 des	 Betroffenen	
festzustellen	 und	 danach	 eine	 Entscheidung	
zu	 treffen.	 Bei	 der	 Feststellung	 des	 mut-
maßlichen	 Willens	 sollen	 nahe	 Angehörige	
und	 Vertrauenspersonen	 zu	 Rate	 gezogen	
werden.
Aktive	 Sterbehilfe,	 also	 das	 gezielte	 Herbei-
führen	des	Todes,	ist	in	Deutschland	auch	auf	
ausdrücklichen	Wunsch	des	Patienten	weiter-
hin	nicht	erlaubt!
In	 der	 Patientenverfügung	 kann	 aber	 die	
persönliche	 Einstellung	 zu	 lebenserhalten-
den	Maßnahmen,	wie	z.	B.	künstliche	Ernäh-
rung,	Beatmung	und	ähnliches	zum	Ausdruck	
gebracht	werden.	Oftmals	wird	dieses	als	pas-
sive	Sterbehilfe	bezeichnet,	welches	aber	nur	
eine	Bezeichnung	für	ein	Sterbenlassen	ohne	
unmittelbaren	Eingriff	durch	Dritte	ist.	
Da	das	Gesetz	keine	Vorgaben	oder	Empfeh-
lungen	 zum	 Inhalt	 einer	 Patientenverfügung	
vorsieht,	 ist	 es	 ratsam,	 diese	 so	 präzise	 wie	
möglich	zu	gestalten	(s.	Abb.	1).	
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Wichtige Inhalte der Patientenverfügung

Da das 3. Betreuungsrechtsänderungsgesetz keine Vorgaben zum Inhalt der Patientenverfügung 
macht, sind folgende Inhalte erforderlich, um im Bedarfsfall Zweifel zu vermeiden:

n Warum wird eine Verfügung ausgestellt? Warum setze ich mich mit der Problematik auseinander?  
→ Präambel

n Wann soll die Verfügung gelten? Krankheit mit bevorstehendem Tod, Wachkoma u. ä.  
→ Geltungsbereich

n Was soll genau passieren und unterlassen werden?  
→ »Mein Wille«

Abb. 1:	Aspekte,	die	beim	Erstellen	einer	Patientenverfügung	beachtet	werden	müssen

Wichtige Aspekte bei einer Patientenverfügung

Einsicht- und Urteilsfähigkeit muss vorhanden sein Schriftform laut Gesetz erforderlich

Rechtlich zulässige Forderungen Regelmäßige Aktualisierung erforderlich


